
Gemeinsame Europäische Sicherheits-
und Verteidigungspolitik

MATHIAS JOPP

Die europäische Sicherheitspolitik war 1999/2000 hauptsächlich vom Bemühen um
die Stabilisierung des Balkanraums gekennzeichnet. Anlass zur Sorge gaben immer
wieder aufbrechende Gewaltakte im Kosovo und seit jüngerer Zeit Spannungen
zwischen Serbien und Montenegro. Die EU-Staaten leisten mit annähernd 40.000
Soldaten im Rahmen des KFOR-Einsatzes im Kosovo und des SFOR-Einsatzes in
Bosnien-Herzegowina einen bedeutenden Beitrag zum Krisenmanagement; seit
Frühjahr 2000 hat zudem das Eurokorps mit 300 Offizieren die Leitung des
Hauptquartiers von KFOR übernommen.

Wegen des Tschetschenien-Krieges wurden zwar die Beziehungen zwischen
Russland und den westlichen Bündnispartnern belastet; NATO und EU setzten aber
ihre praktische Kooperation mit Russland weitgehend fort und beschränkten sich
im Wesentlichen auf die verbale Verurteilung der Kriegsführung sowie die
Forderung, nach einer friedlichen Lösung des Konflikts zu suchen. Gleichzeitig
wurde aber die territoriale Integrität Russlands anerkannt, um das Verhältnis zu die-
sem Land nach dem Kosovo-Krieg nicht erneut zu belasten. Im transatlantischen
Verhältnis waren die Europäer vor allem über die amerikanischen Pläne einer natio-
nalen Raketenabwehr (NMD) besorgt. Die USA versicherten hingegen, die Ent-
scheidung über das Raketenabwehrsystem von seiner Machbarkeit und den Kosten
sowie seiner Bündnis- und Rüstungskontrollverträglichkeit abhängig zu machen.

Eine äußerst positive und historisch bedeutsame Entwicklung vollzog sich im
Hinblick auf die Stärkung der Gemeinsamen Europäischen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik (GESVP) seit dem britisch-französischen Gipfel von Saint Malo und
den EU-Gipfeln von Köln und Helsinki bis zum Europäischen Rat von Feira.
Getragen wurde diese Entwicklung von dem breiten Konsens zwischen den Mit-
gliedstaaten, nach Dekaden der verteidigungspolitischen Abstinenz praktische
Konsequenzen im Hinblick auf die sicherheitspolitische Dimension der europäi-
schen Integration zu ziehen.

Die Entwicklung der GESVP bis zum Europäischen Rat von Helsinki

Turnusmäßig übernahm Finnland ab 1. Juli 1999 die Ratspräsidentschaft und arbei-
tete zügig an den vom Kölner Gipfel vorgegebenen Aufgaben zur Weiterentwick-
lung der GESVP. Gerade die finnische Ratspräsidentschaft war besonders geeignet,
gegenüber den Bedenken der anderen nicht-paktgebundenen und neutralen Staaten
zu vermitteln. Zudem gelang es ihr mit Unterstützung dieser Staaten, Akzente im
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Bereich der zivilen Krisenbewältigung zu setzen. Die Vorgaben für die in Helsinki
vereinbarten Eckwerte für das militärische Krisenmanagement gingen freilich aus
einem intensiven Abstimmungsprozess zwischen den vier großen Mitgliedstaaten
Frankreich, Deutschland, Großbritannien und Italien sowie dem ersten Treffen der
Außen- und Verteidigungsminister im Rahmen des Allgemeinen Rates hervor.

In Helsinki (10.-11.12.1999) unterstrich der Europäsche Rat seine Entschlos-
senheit, „die Union in die Lage zu versetzen, autonom Beschlüsse zu fassen und in
den Fällen, in denen die NATO als Ganzes nicht einbezogen ist, als Reaktion auf
internationale Krisen EU-geführte militärische Operationen einzuleiten und durch-
zuführen".1 Hierfür einigte sich der Europäische Rat auf ein Leitziel, demzufolge
die Mitgliedstaaten durch freiwillige Zusammenarbeit bis zum Jahre 2003 in der
Lage sein müssen, „innerhalb von 60 Tagen Streitkräfte im Umfang von 50.000-
60.000 Personen, die im Stande sind, den Petersberg-Aufgaben in ihrer ganzen
Bandbreite gerecht zu werden, zu verlegen und dafür zu sorgen, dass diese Kräfte
für mindestens ein Jahr im Einsatz gehalten werden können."2 Außerdem nahm er
den Bericht der finnischen Ratspräsidentschaft zu den militärischen Aspekten der
GESVP an, demzufolge kollektive Fähigkeitsziele für Streitkräfteführung, strate-
gische Aufklärung und strategische Transportmittel zu entwickeln sind, denn die
Bestandsaufnahme und Überprüfung der europäischen Fähigkeiten durch die West-
europäische Union (WEU) hatte besonders in diesen Bereichen gravierende Schwä-
chen offen gelegt.3 Des Weiteren beschloss der Europäische Rat, dass

- „innerhalb des Rates" (wie schon in Köln vorgesehen) politische und militärische
Gremien geschaffen werden, die „die notwendige politische und strategische
Leitung" bei der Durchführung von militärischen Operationen wahrnehmen,

- alle EU-Mitgliedstaaten bei den „Regelungen für eine umfassende Konsultation
und Zusammenarbeit" mit der NATO einbezogen werden,

- für europäische NATO-Staaten, die nicht der EU angehören (Türkei, Norwegen,
Island, Polen, Ungarn, Tschechien) „unter Wahrung der Beschlussfassungsauto-
nomie der Union" Möglichkeiten der Beteiligung an der militärischen Krisen-
bewältigung der EU entwickelt werden,

- parallel zu den militärischen Fähigkeiten auch Mechanismen der zivilen Krisen-
bewältigung aufgebaut werden, um Synergie und Wirksamkeit der von der EU
und ihren Mitgliedstaaten ergriffenen Maßnahmen zu erhöhen.

Obwohl die Zahl der für die EU bereitzustellenden Streitkräfte nicht übermäßig
hoch erscheint, so verpflichteten sich die Mitgliedstaaten doch zu mehr als sie
gegenwärtig an Soldaten zur Krisenbewältigung im Einsatz haben. Außerdem wer-
den sie das zwei- bis dreifache an Streitkräften mit abgestuftem Bereitschaftsgrad
ausrüsten müssen (ca. 150.000-180.000 Mann), um eine Stationierung von minde-
stens einem Jahr durch Rotation zu ermöglichen. Deutlich betont wurde, dass sich
mit den der EU zur Verfügung stehenden Streitkräften nicht die Schaffung einer
integrierten „europäischen Armee" verbindet. Hierzu war kaum einer der Mitglied-
staaten bereit, und dies wäre auch beim amerikanischen Bündnispartner auf massi-
ven Widerstand gestoßen. Zudem sollen die im Bedarfsfall ad hoc zusammen-
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gefügten Streitkräfteelemente ausschließlich für die Krisenbewältigung eingesetzt
werden, während die kollektive Verteidigung der NATO vorbehalten bleibt. Dies
war eine conditio sine qua non, um nicht nur die NATO zu besänftigen, sondern um
insbesondere auch die Zustimmung der neutralen und nicht-paktgebundenen Mit-
gliedstaaten zum gesamten Projekt zu erhalten.

Die bis Ende des Jahres 2000 zu schaffenden neuen militärischen und politischen
Gremien umfassen entsprechend der Beschlüsse von Helsinki:

- einen ständigen Ausschuss für politische und Sicherheitsfragen (APS) in
Brüssel, der aus nationalen Vertretern (hohe Beamte oder Botschafter) besteht
und sich mit allen Fragen der GASP beschäftigt sowie im Falle militärischer
Operationen unter „Aufsicht des Rates" handelt,

- einen Militärausschuss (MA) aus militärischen Delegierten der Stabschefs der
Mitgliedstaaten, der in bestimmten Abständen auf der Ebene der Stabschefs
selbst zusammentritt und den APS militärisch berät und dessen Präsident (ein
Vier-Sterne-General) im Bedarfsfalle an Ratstagungen teilnimmt;

- ein europäischer Militärstab (MS), der hauptsächlich für die Lagebeurteilung
und die strategische Planung zuständig ist.4

Da über die Strukturen endgültig erst Ende 2000 in Nizza entschieden werden
soll, wurde beschlossen, ab März 2000 so genannte Interimsgremien zu schaffen,
wobei der Interims-APS zunächst unter Leitung des Politischen Komitees arbeitet.
Das Ratssekretariat wird zunächst nur durch eine Handvoll militärischer Experten
aus den Mitgliedstaaten verstärkt, die den Nukleus für den späteren Militärstab des
Rates von ca. 150 Militärexperten bilden sollen. Die Schwierigkeit der EU-Staaten,
sich auf die endgültige Struktur und Funktion dieser neuen Gremien zu einigen,
unterstreicht die Sensibilität der Angelegenheit.

Entwicklung der GESVP unter der portugiesischen Ratspräsidentschaft

Unspektakulär, aber mit rasantem Tempo, widmete sich die portugiesische Präsi-
dentschaft der Weiterentwicklung der GESVP. Nach offenem Gedankenaustausch
im Allgemeinen Rat am 24. Januar, wobei vor allem die nordischen Mitglied-
staaten, Deutschland, Luxemburg und die Niederlande ein deutliches Interesse an
der Ausarbeitung ziviler Krisenbewältigungsmechanismen zeigten, und auch die
regionale Begrenzung möglicher militärischer Einsatzoptionen auf den europäi-
schen Kontinent thematisiert wurde, schuf der Rat bereits am 14. Februar die
Interimsgremien. Diese neuen Gremien begannen ab 1. März mit der Ausarbeitung
der vielfältigen Aspekte der GESVP, und zwar in engem Kontakt mit dem Hohen
Repräsentanten für die GASP, Javier Solana, der seit November 1999 auch das Amt
des Generalsekretärs der WEU bekleidet.

Wesentliche Impulse zur Konkretisierung der militärischen Dimension gingen
vom informellen Treffen der EU-Verteidigungsminister in Sintra (Februar 2000)
sowie einem Treffen der Stabschefs und den Sitzungen der Außen- und Verteidi-
gungsminister im Rahmen des Allgemeinen Rates am 20. März und am 13. Juni
aus. Bei der außerordentlichen Tagung des Europäischen Rates in Lissabon, zu der
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die portugiesische Präsidentschaft einen kurzen Zwischenbericht der GESVP vor-
gelegt hatte, wurden vor allem Aspekte der Beziehungen zur NATO und zu den der
EU nicht angehörenden europäischen NATO-Ländern und EU-Beitrittskandidaten
erörtert. Während insbesondere Griechenland und Frankreich die Wahrung der
Autonomie der EU in der Ausgestaltung dieser Beziehungen betonten, drängten
Dänemark, Finnland, die Niederlande und Großbritannien auf möglichst weitge-
hende Beteiligungsrechte der anderen Staaten an der GESVP. Auf ihrem Gipfel in
Mainz (9.6.2000) legten Deutschland und Frankreich ihr Vorgehen in der
Entwicklung der GESVP fest, betonten gegenüber der Öffentlichkeit das starke
Interesse an der EU als sicherheitspolitischem Akteur und optierten mit Blick auf
die zentralen militärischen Schwächen der Europäer für den Bau des Airbus A 400
M als militärischem Großraumtransportflugzeug und die Entwicklung eines unab-
hängigen Satellitenbeobachtungssystems.5

Kurz vor dem Gipfel in Feira nahm ein Ratsausschuss für ziviles Krisenmanage-
ment seine Arbeit auf. Ursprünglich hatte es so ausgesehen, als wenn gerade diese
Dimension der GESVP eine Domäne der Kommission würde. Kommissar
Christopher Patten hatte hierzu entsprechende Ansprüche angemeldet und weit-
reichende Aktivitäten angekündigt.6 Immerhin wurde ein Koordinierungsmecha-
nismus für die Zusammenarbeit mit der Kommission im General Sekretariat des
Rates eingerichtet. Außerdem identifizierte der Rat Prioritäten für ziviles Krisen-
management (humanitäre Hilfe, Stärkung des Rechtsstaates, Stärkung der zivilen
Administrationen, Rettungsdienste, Katastrophenschutz) und ließ konkrete Ziele
für den Kriseneinsatz von Polizeikräften erarbeiten.

Der Europäische Rat in Feira (19.-20.6.2000) unterstrich den Willen der EU-
Staaten, bis zum Jahr 2003 in der Lage zu sein, im Rahmen der freiwilligen Zusam-
menarbeit 5000 Polizeioffiziere für ziviles Krisenmanagement zur Verfügung zu
stellen und 1000 Polizisten in 30 Tagen zum Einsatz zu bringen7 (3300 Polizisten
sind schon gegenwärtig in Albanien und im ehemaligen Jugoslawien im Einsatz).
Hinsichtlich der Konsultationen mit „Drittstaaten" wurde für die bis Nizza dauern-
de Interimsperiode vereinbart, diese als Teil des verstärkten politischen Dialogs im
Rahmen der GASP abzuhalten. Innerhalb dieses Dialoges sollen noch besondere
Treffen mit den sechs europäischen NATO-Staaten, die nicht der EU angehören,
stattfinden.8 Hierbei, wie auch bei den Prinzipien für die Konsultation und Koope-
ration mit der NATO, wurde die volle Autonomie der EU in der Beschlussfassung
betont und zudem das Prinzip der Gleichberechtigung hervorgehoben.9 Konkret
wurden vier Ad-hoc-Arbeitsgruppen der Zusammenarbeit mit der NATO vorge-
schlagen: für die Bereiche Sicherheitsstandards bei klassifizierten Dokumenten,
Entwicklung militärischer Fähigkeitsziele, Modalitäten des Zugangs der EU zu
NATO-Mitteln, Definition permanenter Arrangements mit der NATO.

Hinsichtlich der Frage von Vertragsänderungen wegen der neuen politischen und
militärischen Gremien empfahl die portugiesische Präsidentschaft eine weitere Prü-
fung bis zum Gipfel in Nizza. Bislang haben sich Italien, die Benelux-Staaten und
Österreich für Vertragsänderungen ausgesprochen, während die meisten anderen
EU-Staaten, vor allem Frankreich und Deutschland, dieses vermeiden möchten, um
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die laufende Regierungskonferenz nicht zu verkomplizieren oder gar zu verlängern
und den Ratifizierungsprozess nicht zu belasten. Der juristische Dienst des Rates
hatte zumindest festgestellt, dass Vertragsänderungen nicht nötig seien, solange
kein Transfer von Entscheidungsbefugnissen vom Rat auf die neuen Gremien und
Änderungen der auf die WEU bezogenen Teile des Vertrages vorgesehen seien.

Die Beziehungen zur NATO

Das Verhältnis zur NATO hat sich keineswegs unproblematisch entwickelt. Wäh-
rend auf offizieller Ebene in allen NATO-Kommuniques seit dem Washingtoner
Gipfel von 1999 die Entwicklung der europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik unterstützt wird, solange die Prinzipien Transparenz, Konsultation und
Nicht-Diskriminierung von NATO-Staaten berücksichtigt werden, ist im NATO-
Hauptquartier in Brüssel eine skeptische Einstellung weit verbreitet. Die gemeinsa-
me Übung mit der WEU (CMX/CRISEX 2000),10 die die Nutzung von NATO-
Mitteln durch die Europäer erprobte, wurde innerhalb der NATO teilweise als
„Kulturschock" empfunden. Auch findet die Aussicht, dass neutrale und nicht-pakt-
gebundene Staaten in die Zusammenarbeit zwischen der EU und der NATO einge-
bunden werden, keine ungeteilte Zustimmung. Kritisiert wird der Hang der EU zur
institutionellen Schreinerei. Die Ernsthaftigkeit der GESVP wird deshalb von
hohen NATO-Beamten und Vertretern der US-Administration daran gemessen, ob
es wirklich gelingt, militärische Fähigkeiten aufzubauen und die Leitziele bis 2003
zu erreichen. Bemängelt wurde vor allem bis Frühjahr 2000 die fehlende
Transparenz über die in der EU vorangetriebene institutionelle Entwicklung. In der
Tat gab es zumindest bis zur Einrichtung der vier Ad-hoc-Gruppen mit der NATO
im Sommer 2000 außer den wöchentlichen informellen Frühstückstreffen der
Generalsekretäre beider Organisationen keinen institutionalisierten Kontakt.

Zu berücksichtigen ist aber, dass spätestens seit Frühjahr 2000 eine gewisse per-
sonelle Verquickung mit der NATO besteht, die sich vermutlich noch verstärken
wird. So kommen zum Beispiel die meisten militärischen Delegierten von der
NATO und tragen einen „doppelten Hut". Zudem sind zur Ausarbeitung der Leit-
ziele und der militärischen Fähigkeitsziele Treffen mit dem stellvertretenden
NATO-Oberbefehlshaber im Rahmen des Interims-Militärausschusses vorgesehen,
der auch eine Leitlinien-Task-Force unterhält, an der NATO-Experten teilnehmen.
Außerdem ist in Analogie zur Tradition der bisherigen gemeinsamen Treffen der
ständigen Räte von NATO und WEU eine erste Sitzung im September 2000 zwi-
schen dem Interims-APS und dem ständigen NATO-Rat vorgesehen.

Die Skepsis in der NATO wird teilweise in der ambivalenten Haltung der USA
reflektiert. Auf höchster politischer Ebene wird zwar die GESVP unterstützt;
gleichzeitig hat jedoch auch Außenministerin Madeleine Albright schon im Oktober
1998 deutlich gemacht, dass die europäischen Prozesse nicht zur Abkoppelung von
der NATO, nicht zur Duplizierung von Befehls strängen und nicht zur Diskri-
minierung von europäischen NATO-Partnern führen dürfen, die der EU nicht ange-
hören." Hinter diesen drei Geboten stehen amerikanische Sorgen um den Verlust an
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Kontrolle und Einfluss und auch Befürchtungen hinsichtlich eines sich möglicher-
weise in der NATO verfestigenden EU-Kerns.12

Insgesamt wird die amerikanische Grundhaltung auch in den kommenden Jahren
eher ein „Ja, aber" sein. Da zudem nach Auffassung hoher NATO-Funktionäre und
amerikanischer Sicherheitsexperten noch von einem Zeitraum von fünf, wenn nicht
gar zehn Jahren auszugehen ist, bis die GESVP voll funktionsfähig sein wird, ist
noch mit einer längeren Periode wiederkehrender Turbulenzen und Verstimmungen
im transatlantischen Verhältnis zu rechnen.

Im Gegensatz zu amerikanischen Befürchtungen könnte die GESVP aber rasch
in eine zu große Abhängigkeit zur NATO gelangen. Zum Einen ist die Union bei
der Durchführung komplexer militärischer Operationen auf Jahre hinaus auf den
Rückgriff auf Mittel und Fähigkeiten der NATO angewiesen. Die von Groß-
britannien, den Niederlanden, Deutschland und Italien bevorzugte Rückgriffsoption
erfordert deshalb den Aufbau gut funktionierender enger politischer und militä-
risch-operativer Beziehungen zur NATO. Für den Fall der Nutzung von NATO-
Mitteln wird zudem ein Konsensbeschluss im Atlantikrat benötigt, was den USA
letztlich ein „droit de regard" über europäische Aktionen sichert. Zum Anderen
spielt die Inkompatibilität von NATO- und EU-Mitgliedschaften eine gewichtige
Rolle. Da die WEU, deren Funktionen von der EU zum Großteil übernommen wer-
den, der Türkei, Norwegen, Island, Polen, Ungarn und Tschechien weitgehende
Mitwirkungsrechte einräumte, wird dies auf Seiten der USA und der Gruppe dieser
sechs NATO-Staaten auch von der EU erwartet. Das eigentliche Problem konzen-
triert sich auf die Türkei, die eine Einbeziehung in den EU-Entscheidungsprozess
und damit ein Nachbessern des von der EU angebotenen politischen Dialogs im
Verteidigungsbereich fordert. Wie ernst Drohungen einer Blockadepolitik der
Türkei im Atlantikrat zu nehmen sind, wird von der weiteren Perspektive eines
Beitritts zur EU abhängen. Trotz der Unzufriedenheit mit den Konsultations-
arrangements von Feira hat die Türkei nach einigem Zögern doch der Bildung der
vier Ad-hoc-Gruppen zugestimmt, um die Einheit der NATO nicht zu gefährden
und dem eigenen neuen Status als EU-Beitrittskandidat gerecht zu werden.11 Der
Versuch ist freilich unverkennbar, auf eine Teilmitgliedschaft im GASP-Pfeiler
durch die GESVP-Hintertür zu drängen. Diese Schwachstelle in der Konstruktion
der GESVP dürfte aber solange noch belastungsfähig bleiben, solange nicht die
amerikanische Politik Druck in Richtung einer Öffnung der GASP-Säule ausübt.
Bei der Entwicklung der GESVP kommt es jedenfalls darauf an, sich kontinuierlich
mit den USA um Verständigung und Rückversicherung zu bemühen, und anderer-
seits den Dialog mit der Gruppe der sechs Staaten so zu gestalten, dass im
Bedarfsfall eine reibungslose Nutzung von NATO-Mitteln möglich ist. Wie sensi-
bel die gesamte Problematik einzustufen ist, zeigt das Verhalten der französischen
Ratspräsidentschaft, die direkt nach ihrer Amtsübernahme eine Serie von ersten
Treffen der EU-NATO-Arbeitsgruppen und ein erstes Treffen mit den 15 nicht der
EU angehörenden NATO-Staaten und Beitrittskandidaten arrangierte.
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Ausblick und Bewertung

Mit der Entwicklung der GESVP von Köln über Helsinki bis Feira wurde die histo-
rische Leistung vollbracht, den letzten Bauabschnitt des europäischen Integrations-
prozesses ernsthaft in Angriff zu nehmen. Die EU wird schrittweise die Funktionen
der WEU übernehmen, die als eine Art Rumpforganisation mit ihrem Vertrag und
der Parlamentarischen Versammlung vorläufig weiter existiert. Damit ist eines der
langjährigen Ziele auch deutscher Europapolitik, nämlich die Organisation der
Verteidigungspolitik in der EU, nahezu erreicht. Dennoch bleiben schwierige
Probleme bis Nizza und weit darüber hinaus zu lösen. Einer der wichtigen Punkte
betrifft die Rolle des künftigen Ausschusses für politische und Sicherheitsfragen
(APS). Wie soll dieser zentrale Ausschuss im Krisenfall Kontroll- und Führungs-
aufgaben übernehmen, die rasche Entscheidungen verlangen, wenn hierfür eine
Vertragsänderung erforderlich ist, die die Mehrheit der Mitgliedstaaten nicht will
oder nicht für opportun hält? Auch ist die Frage noch offen, ob der Hohe
Repräsentant für die GASP, wie es von Frankreich und Deutschland gewünscht
wird, neben oder anstelle der Präsidentschaft dem APS Vorsitzen kann.

Wie wird sich das Verhältnis zwischen der Vielzahl der alten und neuen Institu-
tionen herausbilden, also zwischen APS, Militärausschuss (MA), Hohem Repräsen-
tanten, Politischem Komitee, Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV), Kommis-
sion, Rat und einem künftig sicherlich einzurichtenden Verteidigungsministerrat.
Und wie soll gar deren Zusammenspiel im Krisenfall funktionieren,14 wenn es um
eine kohärente pfeilerübergreifende Nutzung ziviler und militärischer Instrumente
geht? Zu bezweifeln ist jedenfalls, dass ein purer Intergouvernementalismus das
beherrschende Organisationsprinzip des zweiten Pfeilers bleiben wird, wenn die
Union mit zwanzig oder gar dreißig Mitgliedstaaten gerade in der Sicherheits- und
Verteidigungspolitik strukturell handlungsfähig bleiben will. Eine Reform der
Entscheidungsverfahren und die Nutzung flexibler Mechanismen werden langfri-
stig unvermeidlich sein.

Jenseits institutioneller Fragen geht es vor allem um die Verwirklichung der
Leitziele für die Streitkräfte und kollektiver Kapazitäten. Dies erfordert Struktur-
reformen und Umstrukturierungen in den Verteidigungshaushalten, wenn nicht
sogar deren Erhöhung. Vorläufig ist nur eine anders akzentuierte Ausgabenpolitik
im Rahmen der Verteidigungshaushalte möglich; langfristig werden auch die
Finanzminister in die Planungen der GESVP einzubeziehen sein.

Gelegentliche Vorschläge von französischer, britischer und italienischer Seite,
messbare militärische Konvergenzkriterien aufzustellen wurden rasch fallen gelas-
sen. Bestimmte Vorgaben für militärische Fähigkeiten, an denen sich nationale
Selbstverpflichtungen orientieren, die erstmalig auf einer entsprechenden Ver-
pflichtungskonferenz im November 2000 zu erwarten sind, müssen jedoch entwik-
kelt werden. Zudem wird, wie von der portugiesischen Ratspräsidentschaft in Feira
vorgeschlagen, ein Überprüfungsmechanismus zur Kontrolle der nationalen
Selbstverpflichtungen eingerichtet werden müssen, um statistischer Kosmetik, Um-
interpretationen oder gar Auslegungsstreitigkeiten im Rat über eingegangene
Verpflichtungen vorzubeugen.
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Schließlich stellt sich die Frage der demokratisch-parlamentarischen Kontrolle
und Legitimität der Gemeinsamen Europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik. Diese lässt sich nicht allein durch die weiterbestehende WEU-Versamm-
lung gewährleisten, die künftig eher ein Schattendasein führen wird. Auch ist frag-
lich, ob die nationalen Parlamente hierzu bei allen Aspekten der GESVP immer
rechtzeitig in der Lage sind. Über die Dauer wird sich deshalb ohne eine stärkere
Einbeziehung des Europäischen Parlaments, das in der GESVP enge Kontakte zu
den nationalen Parlamenten knüpfen muss, eine breit verankerte Sicherheits- und
Verteidigungspolitik der Union nicht bewerkstelligen lassen.

Anmerkungen
1 Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Europäischer

Rat von Helsinki, 10./11.12.1999, Ziff. 27.
2 Ebenda, Ziff. 28.
3 Ebenda, Anlage I zu Anlage IV, Unterkapitel

zu den militärischen Fähigkeiten, Absatz 3.
4 Ebenda, Unterkapitel Beschlussfassung.
5 Siehe Presseberichterstattung über den

deutsch-französischen Gipfel in Mainz in der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung und der
Süddeutschen Zeitung vom 9.6.2000.

6 Christopher Patten, Die Zukunft der europäi-
schen Sicherheits- und Verteidigungspolitik
und die Rolle der Europäischen Kommission,
integration 1/2000, S. 7-17.

7 Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Europäischer
Rat von Feira, 19./20.6.2000, Ziff. 11.

8 Zu den Konsultationsarrangements mit Dritt-
staaten siehe Appendix 1 zu Annex 1 des
Präsidentschaftsberichtes über die Stärkung
der Gemeinsamen Europäischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik, Santa Maria da
Feira, 19./20. Juni 2000.

9 Zu den Konsultationen und der Kooperation

mit der NATO siehe Appendix 2 zu Annex 1
des Präsidentschaftsberichtes über die Stär-
kung der Gemeinsamen Europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik, Santa Maria
da Feira, 19./20. Juni 2000.

10 Siehe Porto-Declaration, WEU Council of
Ministers 15./16 Mai, Porto, Atlantic Docu-
ment Nr. 111, 23.5.2000, Ziff. 5.

11 Siehe Madeleine Albright, The Right Balance
will Secure NATO's Future, Financial Times,
7.10.1998.

12 Stanley R. Sloan, The United States and Euro-
pean Defence, Chaillot Papers 39, Institute for
Security Studies, Western European Union,
Paris, April 2000, insbesondere S. 14-19.

13 Siehe hierzu die Berichte über die türkische
Haltung in Atlantic News 3207 vom
26.5.2000, Nr. 3215 vom 28.6.2000 und Nr.
3224 vom 10.8.2000.

14 Nicole Gnesotto, CFSP and Defence: How
Does it Work?, Newsletter, Institute for
Security Studies, Western European Union,
Nr. 30, July 2000.

Weiterführende Literatur
Bratherton, Charlotte/John Vogler: The European

Union as a Global Actor, London, 1999, insbe-
sondere S. 197-222.

Howorth, Julian/Anand Menon (Hrsg.): The
European Union and National Defence Policy,
London, 1997.

Jopp, Mathias/Hanna Ojanen (Hrsg.): European
Security Integration: Implications for Non-
alignment and Alliances, Helsinki/Bonn/Paris
1999.

Lankowski, Carl/Simon Serfaty (Hrsg.): Euro-
peanizing Security? NATO and an Integrating
Europe, American Institute for Contemporary
German Studies Research Report 9, Washing-

ton DC 1999.
Missiroli, Antonio: CFSP, Defence and Flexibility,

Chaillot Papers 38, Institute for Security
Studies, Western European Union, Paris
February 2000.

Roads, Carolyn (Hrsg.): The European Union in
the World Community, Boulder 1998.

Schmitt, Burkard: From Cooperation to Inte-
gration: Defence and Aerospace Industries, in
Europe, Chaillot Papers 40, July 2000.

Solana, Javier: Die Gemeinsame Europäische
Sicherheits- und Verteidigungspolitik - das
Integrationsprojekt der nächsten Dekade, inte-
gration 1/2000, S. 1-6.

250 Jahrbuch der Europäischen Integration 1999/2000


